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Erstes Kapitel: 

Einleitung, tatsächliche Grundlagen 
und datenschutzrechtliches Gefahrdungspotential 

der journalistischen Arbeit 

Teil 1 

Einleitung und Darlegung des Gegenstands der Arbeit 

A. Einleitung 
„Privacy will be to the information economy of the next Century what con-
sumer protection and environmental concerns have been to the industrial 
economy of the twentieth Century"1. Diese Aussage von Marc Rosenberg, 
Direktor des Electronic Privacy Information Centre in Washington D.C., 
macht die Bedeutung, die der Datenschutz für die sogenannte Informa-
tionsgesellschaft haben wird, besonders deutlich. Die technischen Mög-
lichkeiten des Informationszeitalters haben einen erheblichen Einfluss auf 
die Tätigkeit und das Erscheinungsbild der Medien. Waren es bereits vor 
Entwicklung neuartiger Technologien vor allem die Medien, deren Wirken 
zu einer kontroversen Debatte über die Notwendigkeit eines allgemeinen 
Persönlichkeitsrechts gefuhrt hat, so setzt sich dieser Konflikt nun mit dem 
Datenschutz unter den veränderten Bedingungen der Arbeit der Medien in 
Zeiten moderner Informationstechnologien fort. 

Die Pressefreiheit steht in einem natürlichen Gegensatz zum informatio-
nellen Selbstbestimmungsrecht sowie zum allgemeinen Persönlichkeits-
recht des Einzelnen. Denn journalistische Arbeit ist Datenverarbeitung2. 
Die Medien beschaffen, sichten, übermitteln und veröffentlichen Informa-
tionen und damit auch Daten. Die journalistische Datenverarbeitung ist 
unter datenschutzrechtlichen Gesichtspunkten sogar besonders gefährlich, 
weil ihr Endziel immer die Veröffentlichung der Daten ist. Die Veröffent-
lichung personenbezogener Daten oder gar ganzer Persönlichkeitsprofile 
birgt die Gefahr von Verletzungen des Persönlichkeitsrechts in sich. Auf 
der anderen Seite ist journalistische Datenverarbeitung Grundvoraus-
setzung fur die Tätigkeit von Presseunternehmen, deren unabhängige und 
freie Existenz alle europäischen Verfassungen schützen. So bezeichnet das 

1 Rosenberg in Gleick, Behind closed doors: Big Brother Is Us, New York Times vom 
29.9.1996, S. 130. 

2 Wegel, Presse und Rundfunk im Datenschutzrecht, 1994, S. 19. 
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Bundesverfassungsgericht die Pressefreiheit in ständiger Rechtsprechung 
als „schlechthin konstituierend für eine freiheitlich-demokratische Staats-
ordnung"3. Besonders im angelsächsischen Rechtsraum wird der Presse-
freiheit traditionell eine überragende Bedeutung beigemessen4. Investigati-
ver Journalismus ist zwangsläufig mit der Verwendung von Taktiken und 
Techniken verbunden, die streng genommen eine unrechtmäßige Datenver-
arbeitung darstellen5. 

Um diese beiden Grundrechte zueinander in Ausgleich zu bringen, 
sehen die EG-Datenschutzrichtlinie - und ihr entsprechend die Daten-
schutzgesetze der europäischen Länder - Ausnahmeregelungen für die 
Medien vor. Da diese Sonderregelungen die Medien weniger strengen 
Anforderungen unterwerfen als sonstige öffentliche und private daten-
verarbeitende Stellen, werden sie auch als „Medienprivileg" bezeichnet. 

Gegenstand dieser Arbeit ist die Frage, ob die Rechte der Betroffenen 
durch die bestehende Rechtslage in Deutschland und in England 
ausreichend gewahrt werden. Es wird also untersucht, ob die bestehenden 
Medienprivilegien in beiden Ländern verfassungsgemäß sind, das heißt, ob 
sie einen angemessenen Ausgleich zwischen der Pressefreiheit und dem 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung herstellen. 

Die bestehenden datenschutzrechtlichen Regelungen werden zum einen 
daraufhin untersucht, ob sie die Persönlichkeitsrechte der Betroffenen aus-
reichend wahren. Es folgt eine vergleichende und ergänzende Analyse der 
in der jeweiligen Rechtsordnung bestehenden zivilrechtlichen Abwehr-
ansprüche und die Untersuchung, ob diese einen befriedigenden Persön-
lichkeitsschutz herstellen, der eventuelle Lücken im Datenschutz ausglei-
chen kann. Zum anderen wird der Frage nachgegangen, wie weit mögliche 
datenschutzrechtliche Ergänzungen gehen dürfen, ohne die Freiheit der 
Presse unverhältnismäßig einzuschränken. 

3 BVerfG, Urteil vom 15.1.1958, BVerfGE 7, 198, 208 - „Lüth"; BVerfG, Urteil vom 
6.10.1959, BVerfGE 10, 118, 121; BVerfG, Urteil vom 19.7.1966, BVerfGE 20, 162, 
174 f.; BVerfG, Urteil vom 3.10.1969, BVerfGE 27, 71, 81 f.; BVerfG, Urteil vom 
5.6.1973, BVerfGE 35, 202, 221 f. - „Lebach"; BVerfG, Urteil vom 13.1.1982, 
BVerfGE 59, 231, 265 f.; BVerfG, Urteil vom 1.10.1987, BVerfGE 77, 65, 74. 

4 Gounalakis, Privacy and the Media, 2000, S. 42; Attorney-General v Observer Ltd, 
Times Newspapers and others [1990] 1 AC 109, 156-B; Francome v Mirror Group News-
papers [1984] 1 WLR 892, 898-A; Reynolds v Times Newspapers [1999] 3 WLR 1010, 
1029; Casse II & Co v Broome [1972] AC 1027, 1133. 

5 Lloyd, A Guide to the Data Protection Act 1998, 1998, Ch. 6.1, S. 82. 
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B. Gesetzeslage in Deutschland und England nach Umsetzung 
der EG-Datenschutz-Richtlinie 

Im Bereich des Datenschutzes wurde am 24. Oktober 1995 die Richtlinie 
95/46/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates zum Schutz natür-
licher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum 
freien Warenverkehr (im Folgenden: EG-Datenschutz-Richtlinie) erlassen. 
Gemäß Art. 189 Abs. 3 EG-Vertrag, Art. 32 Abs. 1 EG-Datenschutz-Richt-
linie war diese innerhalb von drei Jahren von allen Mitgliedstaaten, also 
auch von Deutschland und Großbritannien, in innerstaatliches Recht umzu-
setzen. Mittlerweile haben alle europäischen Mitgliedstaaten die Richtlinie 
umgesetzt, zum Teil allerdings mit erheblicher Verspätung. Die aktuellen 
Datenschutzgesetze der Mitgliedstaaten der Europäischen Union beruhen 
damit auf der EG-Datenschutz-Richtlinie. 

Für den Bereich der Medien bestimmt Art. 9 der EG-Datenschutz-
Richtlinie: 

„Verarbeitung personenbezogener Daten und Meinungsfreiheit 

Die Mitgliedstaaten sehen für die Verarbeitung personenbezogener Daten, die allein zu 
journalistischen, künstlerischen oder literarischen Zwecken erfolgt, Abweichungen und 
Ausnahmen von diesem Kapitel6 sowie von den Kapiteln IV7 und VI8 nur insofern vor, als 
sich dies als notwendig erweist, um das Recht auf Privatsphäre mit den für die Freiheit der 
Meinungsäußerung geltenden Vorschriften in Einklang zu bringen." 

Daneben sind auch die Erwägungsgründe 17 und 37 für die journalistische 
Datenverarbeitung von Bedeutung. Diese lauten: 

„(17) Bezüglich der Verarbeitung von Ton- und Bilddaten für journalistische, literari-
sche oder künstlerische Zwecke, insbesondere im audiovisuellen Bereich, finden die 
Grundsätze dieser Richtlinie gemäß Art. 9 eingeschränkt Anwendung. 

(37) Für die Verarbeitung personenbezogener Daten zu journalistischen, literarischen 
oder künstlerischen Zwecken, insbesondere im audiovisuellen Bereich, sind Ausnah-
men von bestimmten Vorschriften dieser Richtlinie vorzusehen, soweit sie erforder-
lich sind, um die Grundrechte der Person mit der Freiheit der Meinungsäußerung und 
insbesondere der Freiheit, Informationen zu erhalten oder weiterzugeben, die 

6 „Dieses Kapitel" II regelt die allgemeinen Bedingungen für die Rechtmäßigkeit der 
Verarbeitung personenbezogener Daten. Es enthält sämtliche Regelungen zur Zulässig-
keit der Datenverarbeitung im Allgemeinen und in Bezug auf besonders sensitive Daten, 
des Weiteren Informations-, Auskunfts- und Widerspruchsrechte der betroffenen Perso-
nen und Vorschriften für die Vertraulichkeit und Sicherheit der Verarbeitung und deren 
Kontrolle. 

7 Kapitel IV betrifft die Übermittlung personenbezogener Daten in Drittländer. 
8 Kapitel VI enthält Vorschriften über die Kontrollstelle und Gruppe für den Schutz 

von Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten. 
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insbesondere in Art. 10 der Europäischen Konvention zum Schutze der Menschen-
rechte und der Grundfreiheiten garantiert ist, in Einklang zu bringen. Es obliegt des-
halb den Mitgliedstaaten, unter Abwägung der Grundrechte Ausnahmen und Ein-
schränkungen festzulegen, die bei den allgemeinen Maßnahmen zur Rechtmäßigkeit 
der Verarbeitung von Daten, bei den Maßnahmen zur Übermittlung der Daten in 
Drittländer sowie hinsichtlich der Zuständigkeiten der Kontrollstellen erforderlich 
sind, ohne dass jedoch Ausnahmen bei den Maßnahmen zur Gewährleistung der 
Sicherheit der Verarbeitung vorzusehen sind. Ferner sollte mindestens die in diesem 
Bereich zustände Kontrollstelle bestimmte nachträgliche Zuständigkeiten erhalten, 
beispielsweise zur regelmäßigen Veröffentlichung eines Berichts oder zur Befassung 
der Justizbehörden." 

Der deutsche Gesetzgeber hat diese Richtlinie mit mehrjähriger Verspä-
tung umgesetzt. Nach kontroversen Diskussionen und verschiedenen 
Entwürfen für die Neufassung von § 41 BDSG lautet § 41 BDSG in seiner 
seit 18. Mai 2001 geltenden Fassung nunmehr: 

„Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten durch die Medien 

(1) Die Länder haben in ihrer Gesetzgebung vorzusehen, dass für die Erhebung, Verar-
beitung und Nutzung personenbezogener Daten von Unternehmen und Hilfsunternehmen 
der Presse ausschließlich zu eigenen journalistisch-redaktionellen oder literarischen Zwe-
cken den Vorschriften der §§ 59, 910 und 38a" entsprechende Regelungen einschließlich 
einer hierauf bezogenen Haftungsregelung entsprechend § 712 zur Anwendung 
kommen. 

(2) Führt die journalistisch-redaktionelle Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung 
personenbezogener Daten durch die Deutsche Welle zur Veröffentlichung von Gegen-
darstellungen des Betroffenen, so sind diese Gegendarstellungen zu den gespeicherten 
Daten zu nehmen und für dieselbe Zeitdauer aufzubewahren wie die Daten selbst. 

(3) Wird jemand durch eine Berichterstattung der Deutschen Welle in seinem Per-
sönlichkeitsrecht beeinträchtigt, so kann er Auskunft über die der Berichterstattung 
zugrundeliegenden, zu seiner Person gespeicherten Daten verlangen. Die Auskunft 
kann nach Abwägung der schutzwürdigen Interessen der Beteiligten verweigert 
werden, soweit 

1. aus den Daten auf Personen, die bei der Vorbereitung, Herstellung oder 
Verbreitung von Rundfunksendungen berufsmäßig journalistisch mitwirken oder 
mitgewirkt haben, geschlossen werden kann, 

9 § 5 BDSG behandelt das Datengeheimnis. 
10 § 9 BDSG betrifft technische und organisatorische Maßnahmen. 
11 § 38 a BDSG sieht vor, dass Berufsverbände und ähnliche Vereinigungen mit Zu-

stimmung der Aufsichtsbehörde Verhaltensregelungen zur Förderung der Durchfuhrung 
von datenschutzrechtlichen Regelungen entwickeln können. 

12 § 7 BDSG gewährt einen Schadensersatzanspruch für den Fall, dass durch unzuläs-
sige oder unrichtige Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von Daten dem Betroffenen 
ein Schaden entsteht. Das Verschulden der verantwortlichen Stelle wird vermutet; diese 
muss beweisen, dass sie die gebotene Sorgfalt beachtet hat. 
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2. aus den Daten auf die Person des Einsenders oder des Gewährträgers von 
Beiträgen, Unterlagen oder Mitteilungen für den redaktionellen Teil geschlossen 
werden kann, 

3. durch die Mitteilung der recherchierten oder sonst erlangten Daten die journa-
listische Aufgabe der Deutschen Welle durch Ausforschung des Informations-
bestandes beeinträchtigt würde. 

(4) Im Übrigen gelten für die Deutsche Welle von den Vorschriften dieses 
Gesetzes die §§ 5, 7, 9 und 38a13. Anstelle der §§ 24 bis 2614 gilt § 4215, auch soweit 
es sich um Verwaltungsangelegenheiten handelt." 

Der in England in Umsetzung der EG-Datenschutz-Richtlinie geänderte 
Data Protection Act 1998 sieht in sec. 32 fur die Medien folgende 
Sonderregelung vor: 

„Journalism, literature and art. 

(1) Personal data which are processed only for the special purposes are exempt 
from any provision to which this subsection relates i f -

(a) the processing is undertaken with a view to the publication by any person of 
any journalistic, literary or artistic material, 

(b) the data controller reasonably believes that, having regard in particular to the 
special importance of the public interest in freedom of expression, publication would 
be in the public interest, and 

(c) the data controller reasonably believes that, in all the circumstances, 
compliance with that provision is incompatible with the special purposes. 

(2) Subsection (1) relates to the provisions o f -

(a) the data protection principles except the seventh data protection principle, 

(b) section 716 

(c) section 1017, 

13 Zum Inhalt dieser Vorschriften siehe oben. 
14 Die §§ 24 bis 26 BDSG weisen dem Bundesbeauftragten für den Datenschutz 

Aufgaben zu; hierzu gehören die Kontrolle der öffentlichen Stellen des Bundes, 
Beanstandungen und weitere Aufgaben wie die Erstattung eines Tätigkeitsberichtes, die 
Erstellung von Gutachten und Empfehlungen und ähnliches. 

15 Gemäß § 42 BDSG bestellt die Deutsche Welle einen Beauftragten für den Daten-
schutz, der an die Stelle des Bundesbeauftragten für den Datenschutz tritt. Dieser Daten-
schutzbeauftragte kontrolliert die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vorschriften. Er 
ist in Ausübung dieses Amtes unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen. Im Übrigen 
untersteht er der Dienst- und Rechtsaufsicht des Verwaltungsrates. Alle zwei Jahre 
erstattet der Datenschutzbeauftragte einen Tätigkeitsbericht. 

16 See. 7 betrifft das ,Jlight of access to personal data". 
17 See. 10 enthält Vorschriften für das ,Jiight to prevent processing likely to cause damage 

or distress". 
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(d) section 1218, and 

(e) section 14 (1) to (3)19. 

(3) In considering for the purposes of subsection (1) (b) whether the belief of a 
data controller that publication would be in the public interest was or is a reasonable 
one, regard may be had to his compliance with any code of practice which -

(a) is relevant to the publication in question, and 

(b) is designated by the Secretary of State by order for the purposes of this 
subsection. 

(4) Where at any time („the relevant time") in any proceedings against a data 
controller under section 7 (9), 10 (4), 12 (8) or 14 or by virtue of section 1320 the data 
controller claims, or it appears to the court, that any personal data to which the 
proceedings relate are being processed -

(a) only for the special purposes, and 

(b) with a view to the publication by any person of any journalistic, literary or 
artistic material which, at the time twenty-four hours immediately before the 
relevant time, had not previously been published by the data controller, 

the court shall stay the proceedings until either of the conditions in subsection (5) is 
met. 

(5) Those conditions are -

(a) that a determination of the Commissioner under section 45 with respect to the 
data in question takes effect, or 

(b) in a case where the proceedings were stayed on the making of a claim, that the 
claim is withdrawn. 

(6) For the purposes of this Act „publish", in relation to journalistic, literary or 
artistic material, means make available to the public or any section of the public." 

18 Sec. 12 regelt, flights in relation to automated decision-taking". 
19 Sec. 14 behandelt Rectification, blocking, erasure and destruction". 
20 Sec. 13 betrifft „Compensation for failure to comply with certain requirements". 
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C. Eingrenzung des Gegenstands der Arbeit 

Die Arbeit beschränkt sich auf den presserechtlichen Bereich. Zwar wird 
auch die Tätigkeit des Rundfunks in den Datenschutzgesetzen Deutsch-
lands und des Vereinigten Königreiches21 besonderen Vorschriften unter-
worfen. Der deutsche Gesetzgeber hat sich in § 41 Abs. 2 bis 4 und § 42 
BDSG speziell der seiner Gesetzgebungskompetenz unterliegenden Rund-
funkanstalten des Bundesrechts22 - mittlerweile handelt es sich hierbei 
einzig und allein um die Deutsche Welle - angenommen. Er hat hier we-
sentlich präzisere und weitergehende Regelungen im Hinblick auf die 
datenschutzrechtliche Verwirklichung des presserechtlichen Gegendarstel-
lungs- und Auskunftsrechts getroffen als für den Bereich der Presse, für 
die er sich in § 41 Abs. 1 BDSG auf eine Rahmenregelung beschränkt. 
Section 32 des britischen Data Protection Act 1998 spricht nur von „jour-
nalistischen Zwecken" und gilt demnach grundsätzlich für den Bereich der 
Presse23. Das englische Medienprivileg enthält keine gesonderte Regelung 
für den Bereich des Rundfunks. 

Die Interessenkonflikte zwischen Rundfunkfreiheit und Datenschutz 
entsprechen weitgehend diejenigen zwischen Pressefreiheit und Daten-
schutz. Ebenso verhält es sich mit den Problemen, die sich dort stellen. 
Das „Rundfunkprivileg" wird daher nicht gesondert dargestellt, sondern 
lediglich vereinzelt zum Vergleich herangezogen. 

21 Gegenstand dieser Arbeit ist ein Vergleich zwischen englischem und deutschem 
Recht. Der Data Protection Act gilt indes wie die meisten Gesetze für das gesamte 
Staatsgebiet des Vereinigten Königreiches. Die behandelten, für das gesamte Staatsgebiet 
des Vereinigten Königreiches geltenden Gesetze werden deswegen als britische Gesetze 
oder Gesetze des Vereinigten Königreiches bezeichnet. Sobald es jedoch um die 
Besonderheiten eines der Rechtssysteme des Vereinigten Königreiches geht, beschränkt 
sich die Untersuchung auf das englische Recht. Hierzu und zu der Abgrenzung zwischen 
Großbritannien und dem Vereinigten Königreich siehe Viertes Kapitel, Teil 1, A. V. 

22 Für die öffentlich-rechtlichen Landesrundfunkanstalten ergibt sich die datenschutz-
rechtliche Privilegierung aus den jeweiligen Staatsverträgen beziehungsweise Landes-
datenschutz- oder Landesrundfunkgesetzen. Die einschlägige Regelung für die privaten 
Rundfunkanbieter befindet sich in den jeweiligen Landesmedien- oder Landesrundfunk-
gesetzen. Vgl. hierzu Walz in Simitis, BDSG, 2003, § 41 Rdn. 8. 

23 Chalton/Gaskill/Walden/Grant, Encyclopedia of Data Protection, 2001, Rdn. 1-
199/2. Siehe hierzu Viertes Kapitel Teil 2 C. II. 1. 
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Teil 2 
Tatsächliche Grundlagen: 

Kurzer Überblick über die journalistische Arbeit, 
insbesondere die technischen Möglichkeiten der Archivierung 

und des Abrufs von Informationen 

A. Journalistische Arbeit als Datenverarbeitung 

Journalistische Arbeit ist, wie in der Einleitung bereits erwähnt, Datenver-
arbeitung. Fast alle Berichte in den Medien enthalten Informationen über 
lebende Personen - sei es, dass diese im Mittelpunkt eines Beitrags stehen, 
sei es, dass sie Sachthemen illustrieren oder sie kommentieren24. Bei allen 
diesen Gelegenheiten verarbeiten die Medienunternehmen daher auch 
personenbezogene Daten. 

Die Datenschutzgesetze Deutschlands und des Vereinigten Königreichs 
enthalten nach Anpassung an die Vorgaben der EG-Datenschutz-Richtlinie 
eine fast identische Definition des Begriffs der Datenverarbeitung. Sie 
erfassen die Erhebung, Speicherung, Organisation, Veränderung, Auswahl, 
Übermittlung, Sperrung und Löschung von Daten. Fast alle Aspekte der 
journalistischen Arbeit lassen sich unter einen dieser Begriffe subsu-
mieren: Kernpunkt der von der Pressefreiheit geschützten Tätigkeit ist die 
journalistische Recherche. Unabhängig davon, auf welche Weise der 
Reporter die gesuchten Informationen ermittelt - ob also durch eine Befra-
gung der Person, über die er berichten möchte, durch die Befragung ande-
rer Personen, durch Recherchen im Archiv des eigenen Hauses oder in an-
deren Archiven oder Datenbanken oder durch die systematische Auswer-
tung von Agenturmeldungen: Er erhebt Daten. Jede Frage, die er stellt, 
jede Antwort, die er sich notiert, ist ein neuer Akt der Datenerhebung25. 
Die so gewonnenen Informationen sammelt der Redakteur anschließend 
entweder in Papierform oder er speichert sie im Computer. Letzteres ist als 
Akt der Datenspeicherung eindeutig eine Form der Datenverarbeitung im 
Sinne der Datenschutzgesetze. Die manuelle Speicherung von Informatio-
nen unterfallt sowohl nach deutschem als auch nach englischem Daten-
schutzrecht nur unter bestimmten, im Einzelnen unterschiedlichen Voraus-
setzungen dem Anwendungsbereich des jeweiligen nationalen Daten-

24 Wegel, Presse und Rundfunk im Datenschutzrecht, 1994, S. 27. 
25 Rasaiah/Newell (1997/98) 3 YMEL 209, 219; Wegel, Presse und Rundfunk im 

Datenschutzrecht, 1994, S. 27. 
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Schutzgesetzes26. Die anschließende Auswertung der Informationen - hier-
zu gehören beispielsweise auch Fotos - und ihre Verwendung für einen 
journalistischen Beitrag sind Formen der Datennutzung und Datenaus-
wahl27. Nach der inhaltlichen Fertigstellung des Artikels überarbeitet ihn in 
der Regel ein anderer Redakteur hinsichtlich der äußeren Form, er sucht 
unter Umständen Fotos zu dem Beitrag heraus und passt sie in den Text 
ein. Auch dies ist Datenverarbeitung in Form von Datenauswahl, -nutzung 
und -Veränderung28. Indem der Zeitungsverlag diesen Beitrag anschließend 
publiziert, übermittelt er die darin enthaltenen personenbezogenen Daten 
an eine unbestimmte Vielzahl von Dritten und nutzt sie auf diese Weise29. 
Mit der Veröffentlichung ist die datenschutzrechtlich relevante Tätigkeit 
jedoch noch nicht beendet: Der Artikel erscheint möglicherweise in ver-
schiedenen, in einem Kooperationsverhältnis stehenden Zeitungen oder 
gleichzeitig in der Print- und in der Online-Ausgabe der Zeitung. Die Da-
ten werden also mehrfach weitergegeben und verbreitet. Nach der Veröf-
fentlichung wird der Artikel üblicherweise im Archiv der Zeitung auf-
bewahrt, die Daten werden also gespeichert. Die anschließend mögliche 
kommerzielle Verwertung der in dem Beitrag enthaltenen Informationen 
durch den Verlag, indem dieser das Archiv öffentlich zugänglich macht 
oder den Artikel an eine kommerzielle Nachrichtendatenbank verkauft, ist 
wiederum eine Form von Übermittlung der Daten30. 

B. Pressearchive 

Die bisherige Literatur zum datenschutzrechtlichen Medienprivileg im 
deutschen Recht bezieht und beschränkt sich überwiegend auf Presse-
archive. Dies hat zwei Gründe: Zum einen behandeln fast alle bisherigen 
wissenschaftlichen Beiträge das Medienprivileg im BDSG 199031. Das 

26 Das deutsche Bundesdatenschutzgesetz setzt gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 3 den Einsatz 
von Datenverarbeitungsanlagen voraus, der englische Data Protection Act gilt nur für 
Daten, die Teil eines relevant filing system bilden. Einzelheiten hierzu in den jeweiligen 
Landesteilen, also im Dritten Kapitel Teil 2. B. und im Vierten Kapitel in Teil 2 B. II. 

27 Rasaiah/Newell (1997/98) 3 YMEL 209, 219. 
28 Rasaiah/Newell (1997/98) 3 YMEL 209, 219. 
29 Wegel, Presse und Rundfunk im Datenschutzrecht, 1994, S. 28. Ob die Veröffentli-

chung tatsächlich eine Form der Übermittlung ist, ist im deutschen Recht strittig. 
Vergleiche hierzu Drittes Kapitel Teil 2 B. 

30 Rasaiah/Newell (1997/98) 3 YMEL 209, 219. 
31 Klee, Pressedatenbanken und datenschutzrechtliches Medienprivileg, 1992; Hubert, 

Das datenschutzrechtliche „Presseprivileg", 1993; Wegel, Presse und Rundfunk im 
Datenschutzrecht, 1994. Seibel-Schwiedernoch, Die verfassungsrechtliche Problematik 
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BDSG 1990 galt gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 3 für die Datenverarbeitung nicht-
öffentlicher Stellen grundsätzlich nur, wenn die Daten in und aus Dateien32 

verarbeitet wurden. Nur die von Zeitungsverlagen archivierten Daten er-
füllten dieses Kriterium. Alle anderen Daten, die die Presse erhob, verar-
beitete und publizierte, fielen in der Regel gar nicht in den Anwendungsbe-
reich des BDSG33. Dort entstehende Konflikte mussten durch die traditio-
nellen Regelungsinstrumentarien des Zivil- oder Presserechts gelöst wer-
den34. Das BDSG 2001 hingegen hat einen etwas weiteren Anwendungs-
bereich35, der fast alle Formen der journalistischen Arbeit erfassen kann. 
Der andere Grund für die besonders intensive Auseinandersetzung mit den 
Archiven der Presseunternehmen besteht indes nach wie vor: Pressearchive 
enthalten enorme Mengen von Daten. Auf sie ist daher unter datenschutz-
rechtlichen Gesichtspunkten ein besonderes Augenmerk zu richten. 

Praktisch jedes Massenmedium, jeder Zeitungs- oder Zeitschriften-
verlag hat ein eigenes Archiv, in dem Beiträge des eigenen Blattes oder 
auch fremde Veröffentlichungen dokumentiert werden. Die Bezeichnung 
„Archiv" ist in den meisten Fällen ungenau, da Archive im eigentlichen 
Sinn nur Sammlungen von Akten und Urkunden sind, die im Zuge der 
Geschäftstätigkeit des eigenen Hauses entstehen36. Bei Presseunternehmen 
ist dies die Sammlung der eigenen Publikationen37. Medienarchive 
sammeln jedoch in der Regel nicht nur die eigenen Veröffentlichungen, 
sondern werten auch eine Vielzahl anderer Quellen aus, wie zum Beispiel 
andere Zeitungen und Zeitschriften38, Agenturmeldungen, Gerichtsurteile, 
amtliche Drucksachen oder Statistiken39. Diese Sammlungen fremder Ver-

des „Medienprivilegs" des § 1 Abs. 3 BDSG, 1986 und Sulzberger, Datenschutz und 
Privatfunk, 1989 betreffen das BDSG 1977. 

32 Zum Begriff der Datei vergleiche im Einzelnen Drittes Kapitel Teil 2 B. 
33 Wegel, Presse und Rundfunk im Datenschutzrecht, 1994, S. 30. 
34 Hubert, Das datenschutzrechtliche „Presseprivileg", 1993, S. 42. 
35 Nicht-öffentliche Stellen unterliegen dem Gesetz gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 3 BDSG 

2001 ohne weitere Einschränkung, wenn sie Daten unter Einsatz von Datenverarbeitungs-
anlagen verarbeiten, nutzen oder erheben. Für den nicht automatisierten Datenumgang 
gilt aber nach wie vor das Dateierfordernis. Vergleiche hierzu Drittes Kapitel Teil 2 B. 

36 Englert in Bohrmann/Englert, Handbuch der Pressearchive, 1984, S. 8. 
37 Schmitt, Der Archivar 1984, Sp. 441. 
38 Bei der FAZ beispielsweise werten jeden Tag mehr als 30 Pressedokumentare über 

50 Tages- und Wochenzeitungen aus Deutschland und dem Ausland sowie Zeitschriften, 
Nachrichten- und Pressedienste aus. Weitere Informationsquellen sind die ausgesuchten 
Nachschlagewerke und CD-ROM der F/lZ-Bibliothek, das Intranet mit Daten, Fakten und 
Internetlinks, die das FAZ-Archiv bereitstellt, internationale Informationsdatenbanken 
und das Internet. (Angaben aus der Broschüre der FAZ\ Informations- und Datenbank-
dienste 2001/2002). 

39 Englert in Bohrmann/Englert, Handbuch der Pressearchive, 1984, S. 10 f. 
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